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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Anwendung der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft 
in der Versicherungswirtschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

— in Kenntnis des Entschließungsantrags von Herrn Beumer zur 
Anwendung der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft in der 
Ver sicherungs Wirtschaft (B3- 1 3 17/92) , 

— gestützt auf den Entwurf einer Verordnung (EWG) der Kom- 
mission über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Ver- 
trags auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüs- 
sen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im 
Bereich der Versicherungswirtschaft, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft, Wäh- 
rung und Industriepolitik (A3-0347/92), 

1. begrüßt den von der Kommission vorgelegten Entwurf mit 
Vorschlägen zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
1534/91 über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Ver- 
trags auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüs- 
sen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im 
Bereich der Versicherungswirtschaft; 

2. bedauert jedoch, daß der Text ihm erst kurz vor seiner Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt und zwei Monate nach Eingang 
beim Beratenden Ausschuß für Kartell- und Monopolfragen 
übermittelt wurde, so daß dem Parlament für die Formulierung 
seiner Reaktion nicht genügend Zeit blieb; 

3. ist der Auffassung, daß die derzeitige informelle Konsultation 
des Parlaments durch die Kommission zu Fragen der Wettbe- 
werbspolitik nur funktionieren kann, wenn der zuständige 
Ausschuß des Parlaments den Sachverständigen der Mitglied- 
staaten im Beratenden Ausschuß gleichgestellt ist; dringt daher 
darauf, daß in Zukunft alle derartigen Texte dem zuständigen 
Ausschuß des Parlaments zeitgleich mit dem Beratenden Aus- 
schuß übermittelt werden und daß, wenn diese informellen 
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Verfahren weiterhin nicht funktionieren, die notwendigen 
Schritte unternommen werden, um sie durch formellere Ver- 
fahren abzulösen; 

4. ist der Auffassung, daß der neue Verordnungsentwurf der 
Kommission im allgemeinen in die richtige Richtung geht, ver- 
langt jedoch von der Kommission zusätzliche Angaben zu fol- 
genden Punkten: 

— geplante Dauer der Gruppenfreistellung; 

— weshalb sie die „Sicherheits Vorkehrungen" in ihren Vor- 
schlag aufgenommen hat, da doch die Arbeiten der Kommis- 
sion an ihrem „Gesamtkonzept" noch im Gange sind und 
man wohl besser ihren Abschluß abgewartet hätte; 

— ob und wann die Kommission die Gruppenfreistellung auf 
die beiden anderen Gruppen von Vereinbarungen (Abwick- 
lung von Schadensfällen sowie Erstellung von Verzeichnis- 
sen und Austausch von Informationen über erhöhte Risiken), 
die in der Ermächtigungsverordnung erwähnt, aber in den 
vorliegenden Kommissionstext nicht aufgenommen worden 
sind, auszudehnen gedenkt; 

— Anwendungsbereich der Gruppenfreistellung nach Arti- 
kel 1, der im Unterschied zu dem allgemeineren und flexi- 
bleren Verweis auf Beschlüsse im Bereich der Versiche- 
rungswirtschaft, der sich in der Ermächtigungsverordnung 
findet, auf Versicherer und Rückversicherer oder deren Ver- 
einigungen berschränkt zu sein scheint; 

— ob die Gruppenfreistellung nicht die Gefahr mit sich bringt, 
daß auf Kosten der Innovation gleichförmige Versicherungs- 
produkte gefördert werden, mit den daraus resultierenden 
Nachteilen für die Verbraucher; 

— ob es nicht vernünftiger wäre, einen Hinweis auf den Aus- 
schluß nuklearer Zwischenfälle in Artikel 7 Abs. 1 Buch- 
stabe a aufzunehmen; 

— weshalb die Kommission in Artikel 11 gerade die Schwellen- 
werte von 10 % und 15 % gewählt hat; 

5. fordert die Kommission auf, für klarere Definitionen in folgen- 
den Bereichen zu sorgen: 

— der Hinweis auf „Tabellen über die Frequenz" in Artikel 2 a, 
dessen Geltungsbereich erweitert werden muß; 

— der wenig hilfreiche Hinweis auf „wettbewerbsneutrale Ele- 
mente" in Artikel 3 a, den man durch einen ausdrücklichen 
Hinweis auf die Art von Informationen, die nicht aus- 
getauscht werden sollten, und/oder durch eine Formulie- 
rung, die Beschränkungen bei der Erteilung öffentlich zu- 
gänglicher oder veröffentlichter Informationen ausschließt, 
ersetzen könnte; 

— der unklare Hinweis auf „Besonderheiten des Versiche- 
rungsnehmers" in Artikel 8; 

— der Hinweis der Kommission auf den „relevanten Markt" in 
Artikel 11 Abs. 1 a; 

— die mehr als allgemeinen Hinweise der Kommission auf 
„nicht zu rechtfertigende Annahmen", „nicht gerechtfer- 
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tigte Weise" und „relevanter Markt" in ihrem wichtigen 
Artikel 17, der die Bedingungen enthält, unter denen der 
Vorteil der Gruppenfreistellung entzogen werden kann; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kom- 
mission, dem Rat und den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


Enrico Vinci 

Generalsekretär 


Marie Anne Isler Beguin 

Vizepräsident 
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